






































Ich	 möchte	 mich	 bei	 allen	 Personen	 bedanken,	 die	 mich	 während	 der	 Erstellung	 der	
Bachelorarbeit	unterstützt	haben.	Besonderer	Dank	gilt	folgenden	Personen:	
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wurden	 die	 wichtigsten	 Gesetzesartikel	 in	 Bezug	 zur	 Forschungsfrage	 erläutert.	 Auch	 die	
Selbstbestimmung	 der	 Klienten	 nimmt	 im	 neuen	 Erwachsenenschutzrecht	 einen	 grossen	
Stellenwert	 ein,	 weshalb	 auch	 diese	 thematisiert	 wurde.	 Im	 Theorieteil	 erfolgte	 die	
Auseinandersetzung	 mit	 der	 Sozialarbeit	 im	 Zwangskontext,	 dem	 Berufskodex	 der	 Sozialen	
Arbeit	und	der	Interaktion	im	Dreieck	Klient-Beiständin-KESB.	
	
Um	 die	 Forschungsfrage	 zu	 beantworten,	wurden	 vier	 narrative	 Interviews	 geführt:	 je	 eines	

















































































In	 der	 Schweiz	 lebten	 im	 Jahr	 2017	 8'484'130	Menschen	 (vgl.	 Bundesamt	 für	 Statistik	 2018,	
online).	 Die	 aktuellsten	 Zahlen	 der	 Konferenz	 für	 Kindes-	 und	 Erwachsenenschutz	 (KOKES,	
2018,	 online)	 zeigen,	 dass	 per	 31.12.2017	 schweizweit	 90’719	 Personen	 (1%)	 eine	
Schutzmassnahme	 hatten,	 davon	 72'532	 Personen	 (80%)	 eine	 Vertretungsbeistandschaft.	
Somit	 ist	 die	 Vertretungsbeistandschaft	 die	 am	 meisten	 angeordnete	




Klienten	 der	 Sozialen	 Arbeit	 werden	 oftmals	 professionell	 in	 ihren	 Anliegen	 begleitet	 und	
unterstützt.	Eine	Beistandschaft	sorgt	dafür,	dass	die	Klienten	mit	ihren	Alltagsaufgaben	nicht	
auf	 sich	 alleine	 gestellt	 sind.	 Erwachsenenschutzmassnahmen	werden	 zum	Wohl	 und	 Schutz	
der	 Betroffenen	 errichtet,	werden	 aber	 nicht	 immer	 als	 Stütze	 angesehen.	Was	 für	manche	
eine	Entlastung	ist,	nehmen	andere	als	aufgezwungen	und	einschränkend	wahr.	Die	Beiständin	
muss	Wege	 finden,	 um	den	 Schutzauftrag	 gegenüber	 den	 Klienten	wahrnehmen	 zu	 können,	
ohne	dass	sich	diese	in	ihrer	Selbstbestimmung	zu	stark	eingeschränkt	fühlen.	Sie	übernimmt	
zwei	 Aufgaben:	 den	 Schutzauftrag	 der	 KESB	 und	 den	 Auftrag	 der	 Sozialen	 Arbeit,	 die	
Selbstbestimmung	 der	 Klienten	 zu	 fördern.	 Die	 Beiständin	 kann	 die	 Selbstbestimmung	 der	
Klienten	 aber	 nicht	 vollständig	 wahren,	 wenn	 sie	 zum	 Wohl	 der	 Klienten	 Entscheidungen	
treffen	muss,	die	nicht	in	deren	persönlichen	Interesse	sind.	Es	kann	vorkommen,	dass	sich	ein	
Klient	von	der	Beiständin	zu	sehr	in	der	Autonomie	eingeschränkt	fühlt	und	dadurch	Konflikte	




Das	 Thema	 dieser	 Bachelorarbeit	 ist	 in	 den	 Erwachsenenschutz	 eingebettet.	 Zu	 einer	
Massnahme	 gehören	 immer	 drei	 Parteien:	 der	 Klient,	 die	 Beiständin	 und	 die	 KESB.	 Die	
Massnahme	 kann	 von	 einer	 Privatbeiständin	 oder	 einer	 Berufsbeiständin	 übernommen	










Es	 gibt	 vier	 Arten	 von	 Beistandschaften.	 Diese	 Arbeit	 handelt	 um	 Klienten	 mit	 einer	
Vertretungsbeistandschaft	ohne	Einschränkung	der	Handlungsfähigkeit	nach	ZGB	Art.	394	und	
395.	 Deswegen,	 weil	 diese	 Art	 von	 Beistandschaft	 grundsätzlich	 keine	 Einschränkung	 der	







Um	die	Dynamik	 innerhalb	 des	Dreiecks	 zu	 verstehen,	werden	 Interviews	mit	 zwei	 Klienten,	
deren	 Beiständin	 und	 einer	 KESB-Präsidentin	 geführt.	 Im	 Zentrum	 steht	 die	 Frage	 wie	 die	
Beistandschaft	wahrgenommen	wird.	Dazu	gehört	sowohl	das	Erleben	der	Zusammenarbeit	als	
auch	 von	 schwierigen	 Situationen.	 Zudem	 werden	 die	 Strategien	 der	 drei	 Akteure	 in	 ihrer	
Zusammenarbeit	thematisiert.	
	
Keiner	 kann	 besser	 Auskunft	 über	 das	 Erleben	 einer	 Beistandschaft	 geben,	 als	 die	 Betroffen	
selbst.	Deshalb	ist	diese	Bachelorarbeit	eine	Chance,	um	anhand	zweier	Fallstudien	die	Gefühle,	
Wahrnehmungen	 und	 Ängste	 von	 Klienten	 rund	 um	 das	 Thema	 kennenzulernen.	 Die	
Fallgeschichten	 können	 zum	 besseren	 Nachempfinden	 der	 Situation	 der	 Klienten	 beitragen	
und	 einen	 tieferen	 Einblick	 in	 ihr	 Denken	 und	 Erleben	 geben.	 Das	 Wahrnehmen	 einer	
Beistandschaft	 ist	 auch	 stark	 von	 der	 Beiständin	 abhängig.	 Als	 angehende	 Sozialarbeiterin	
interessiert	mich,	wie	mit	Klienten	gearbeitet	werden	kann,	ohne	dass	sie	sich	eingeschränkt	
fühlen.	 Eine	 weitere	 Bereicherung	 ist	 es,	 die	 Sichtweise	 der	 Behörde	 zu	 erfahren,	 welche	





1. Die	 rechtlichen	 Grundlagen	 mit	 den	 wichtigsten	 Gesetzesartikeln	 in	 Bezug	 zur	 Thesis	





4. Die	 Auswertung	 der	 Interviews	 in	 Bezug	 zu	 den	 zwei	 Hypothesen	 mit	 Einbezug	 der	
Theorie.	






Aus	 Gründen	 der	 besseren	 Lesbarkeit	 wird	 auf	 die	 Verwendung	 beider	 Geschlechtsformen	
verzichtet.	 Da	 die	 Interviews	 mit	 zwei	 Frauen	 als	 Fachpersonen	 und	 zwei	 männlichen	






Mandatsführenden.	 Um	 einen	 Überblick	 zu	 erhalten,	 werden	 die	 relevantesten	 Artikel	
hinsichtlich	 der	 Fragestellung	 in	 diesem	 Kapitel	 aufgeführt.	 Der	 Fokus	 liegt	 auf	 den	
allgemeinen	 Grundsätzen	 einer	 behördlichen	 Massnahme,	 der	 Handlungsfähigkeit,	 der	
Anhörung,	 den	 Arten	 von	 Beistandschaften	 und	 der	 Selbstbestimmung	 im	 neuen	




Die	 Subsidiarität	 und	 die	 Verhältnismässigkeit	 sind	 allgemeine	 Grundsätze	 bei	 behördlichen	




Massnahmen	 des	 Erwachsenenschutzes	 kommen	 zur	 Anwendung,	 wenn	 der	 Schutz	 der	
Betroffenen	auf	keine	andere	Weise	mehr	gewährleistet	werden	kann	 (Art.	389	Abs.	1	ZGB).	
Mögliche	Lösungen	vor	einer	behördlichen	Massnahme	sind	die	Unterstützung	durch	Familie,	
nahestehende	 Angehörige	 oder	 private	 Dienste.	 Erst	 nachdem	 die	 Schutzbedürftigkeit	 mit	
diesen	 Lösungen	 nicht	 abgedeckt	 werden	 kann	 oder	 die	 Hilfestellung	 nicht	 ausreichend	























Nach	 Art.	 16	 ZGB	 ist	 jede	 Person	 urteilsfähig,	 die	 ,,nicht	 wegen	 ihres	 Kindesalters,	 infolge	
geistiger	 Behinderung,	 psychischer	 Störung,	 Rausch	 oder	 ähnlicher	 Zustände	 die	 Fähigkeit	
mangelt,	vernunftgemäss	zu	handeln’’.	
	








Eine	 volle	Handlungsunfähigkeit	 besteht,	wenn	eine	Person	urteilsunfähig	 ist.	Das	heisst,	 die	





aber	 in	 bestimmten	 Bereichen	 in	 ihrer	 Handlungsfähigkeit	 durch	 eine	




Beschränkt	 handlungsunfähig	 sind	 urteilsfähige	 Minderjährige	 oder	 Personen	 unter	
umfassender	 Beistandschaft.	 Die	 genannten	 Personen	 können	 Rechtsgeschäfte	 abschliessen,	
brauchen	 dazu	 aber	 die	 Zustimmung	 des	 gesetzlichen	 Vertreters.	 Geringfügige	













Erkenntnisverfahren	 und	 das	 Anhörungsverfahren	 mit	 dem	 Entscheid.	 Da	 die	 Behörde	 vor	












Behördliche	 Massnahmen	 sollen	 das	 Wohl	 und	 den	 Schutz	 von	 hilfsbedürftigen	 Personen	
sicherstellen	 und	 deren	 Selbstbestimmung	weitgehend	 erhalten	 und	 fördern	 (Art.	 388	 ZGB).		
Gemäss	 Art.	 389	 Abs.	 1	 ZGB	wird	 eine	 Beistandschaft	 von	 der	 KESB	 angeordnet,	wenn	 eine	
Massnahme	 subsidiär	 und	 verhältnismässig	 erscheint.	 Des	 Weiteren	 muss	 jede	 behördliche	
Massnahme	erforderlich	und	geeignet	sein	(vgl.	Art.	389	ZGB).	Je	nach	Art	der	Beistandschaft	
betrifft	 das	 Mandat	 die	 Vermögenssorge,	 Personensorge	 und/oder	 den	 Rechtsverkehr	 (Art.	
391	Abs.	1	und	2	ZGB).	
	
Die	Voraussetzungen	 für	eine	Beistandschaft	 sind	 in	Art.	 390	ZGB	geregelt.	 Einer	Person	mit	
einer	 geistigen	 Behinderung,	 einer	 psychischen	 Störung	 oder	 eines	 anderen	 in	 der	 Person	
liegenden	 Schwächezustands	 wird	 eine	 Beistandschaft	 errichtet,	 wenn	 sie	 ihre	
Angelegenheiten	 nicht	 oder	 nur	 teilweise	 erledigen	 kann	 (Art.	 390	 Abs.	 1	 ZGB).	 Eine	
Beistandschaft	 wird	 nur	 angeordnet,	 wenn	 sowohl	 ein	 Schwächezustand,	 als	 auch	 eine	





• Eine	 Beistandschaft	 wird	 nicht	 mit	 dem	 Gedanken	 errichtet,	 dass	 eine	 volljährige	
schutzbedürftige	 Person	 dauerhaft	 vertreten	 wird.	 Viel	 mehr	 gilt	 es	 die	 Person	 zu	
unterstützen,	 damit	 sie	 wieder	 alleine	 die	 Verantwortung	 für	 ihr	 Leben	 übernehmen	
kann.		
• Die	Mandatsführung	ist	sozialarbeiterisches	Handeln,	das	stets	die	Lebensvorstellungen	








Eine	 Begleitbeistandschaft	 kann	 nur	mit	 Zustimmung	 der	 schutzbedürftigen	 Person	 errichtet	





Wenn	 eine	 Person	 gewisse	 Angelegenheiten	 nicht	 selbständig	 erledigen	 kann,	 wird	 eine	
Vertretungsbeistandschaft	 eingesetzt.	 Die	 Handlungsfähigkeit	 kann	 entsprechend	
eingeschränkt	 werden	 (Art.	 394	 Abs.	 1	 und	 2	 ZGB).	 Eine	 Vertretungsbeistandschaft	 für	 die	
Vermögensverwaltung	 kann	 einen	 Teil	 des	 Vermögens	 und/oder	 des	 Einkommens	 oder	 das	
gesamte	Vermögen	und/oder	Einkommen	verwalten	(Art.	395	Abs.	1	ZGB).	
	
Die	 Aufgaben	 der	 Vertretungsbeistandschaft	 beziehen	 sich	 auf	 persönliche	 oder	
vermögensrechtliche	Bereiche.	Sie	kann	mit	oder	ohne	Einschränkung	der	Handlungsfähigkeit	






Eine	 Mitwirkungsbeistandschaft	 wird	 nach	 Art.	 396	 Abs.	 1	 ZGB	 verordnet,	 wenn	 eine	
hilfsbedürftige	Person	zu	ihrem	eigenen	Schutz	die	Zustimmung	der	Beiständin	für	bestimmte	
Handlungen	 braucht.	 Auch	 die	 Beiständin	 kann	 nicht	 alleine	 verbindlich	 handeln.	 Um	 ein	
Geschäft	abschliessen	zu	können,	braucht	es	die	Zustimmung	beider	Parteien	(Mösch	Payot	et	




Die	 Begleitbeistandschaft,	 Vertretungsbeistandschaft	 und	Mitwirkungsbeistandschaft	 können	
miteinander	 kombiniert	 werden	 (Art.	 397	 ZGB).	 Um	 eine	 Beistandschaft	 individuell	 an	 die	
Bedürfnisse	der	Betroffenen	 anzupassen,	muss	 erst	 abgeklärt	werden,	 in	welchen	Bereichen	
bzw.	Situationen	und	Handlungen	die	Person	welche	Unterstützung	benötigt.	 Je	nachdem	ob	




Nach	 Art.	 398	 ZGB	wird	 eine	 umfassende	 Beistandschaft	 nur	 errichtet,	wenn	 die	 betroffene	
Person	andauernd	urteilsunfähig	und	dadurch	besonders	hilfsbedürftig	ist.	Die	Person	wird	in	
Personen-	 und	 Vermögenssorge	 sowie	 im	 Rechtsverkehr	 vertreten.	 Die	 Handlungsfähigkeit	
entfällt	 vollständig.	 Die	 umfassende	 Beistandschaft	 sollte	 hinsichtlich	 des	






von	 der	 Gesellschaft	 sozialisiert	 und	 geprägt,	 so	 dass	 Selbstbestimmung	 nur	 in	 einer	
gesellschaftlich	vorgegebenen	Struktur	möglich	ist.	Die	sogenannt	reine	Selbstbestimmung	ist	
bereits	 für	Menschen	ohne	Schwächezustand	komplex,	weshalb	sich	die	Frage	stellt,	wie	viel	
Selbstbestimmung	 für	Menschen	mit	 Schwächezustand	 förderlich	 ist.	 Rosch	 (2015,	 218f.)	 ist	
diesbezüglich	 klarer	Meinung,	 dass	Menschen	mit	 und	 ohne	 Schwächezustand	 nicht	 an	 den	




Eine	 Auseinandersetzung	 mit	 dem	 Thema	 erscheint	 sinnvoll,	 da	 die	 Selbstbestimmung	 im	
neuen	Erwachsenenschutzrecht	einen	grossen	Stellenwert	einnimmt.	Zudem	wirkt	sie	sich	auf	
die	 Wahl	 der	 Beistandschaft	 und	 die	 Mandatsführung	 aus.	 Um	 zu	 sehen,	 wie	 die	
Selbstbestimmung	 im	neuen	 Erwachsenenschutzrecht	 geregelt	 ist,	wird	 auf	 einige	Artikel	 im	





Die	 Wahrung	 der	 Selbstbestimmung	 nimmt	 im	 neuen	 Erwachsenenschutzrecht	 einen	
wichtigen	 Platz	 ein.	 Bereits	 vor	 einer	 möglichen	 Urteilsunfähigkeit,	 haben	 handlungsfähige	
Personen	nach	Art.	360	ZGB	die	Möglichkeit	eine	Person	zu	bestimmen,	die	sie	im	Falle	einer	
Urteilsunfähigkeit	 in	 Personen-	 und	 Vermögenssorge	 sowie	 im	 Rechtsverkehr	 vertritt.	 Die	
eigene	Vorsorge	umfasst	den	Vorsorgeauftrag	und	die	Patientenverfügung.	
	
In	 Art.	 388	Abs.	 2	 ZGB	 ist	 festgelegt,	 dass	 jede	 behördliche	Massnahme	 zum	 Erhalt	 und	 zur	
Förderung	der	 Selbstbestimmung	beitragen	 sollte.	Mit	 der	Möglichkeit	 der	 Kombination	 von	




Auch	 bei	 der	 Bestimmung	 der	 Beiständin	 wird	 versucht	 auf	 die	 Wünsche	 der	 Betroffenen	
einzugehen	 (vgl.	 Art.	 401	 ZGB).	 So	 hat	 die	 schutzbedürftige	 Person	 das	 Recht	 eine	
Vertrauensperson	 als	 Beiständin	 vorzuschlagen.	Wenn	 diese	 den	 Anforderungen	 entspricht,	
wird	 die	 KESB	 dem	Wunsch	 nachgehen.	 Des	Weiteren	 kann	 der	 Betroffene	 eine	 Beiständin	
ablehnen.	Auch	hier	wird	die	KESB,	soweit	möglich,	den	Wunsch	berücksichtigen.		
	
Im	 Weiteren	 wird	 in	 Art.	 406	 Abs.	 1	 ZGB	 verlangt,	 dass	 die	 Beiständin	 im	 Interesse	 der	
schutzbedürftigen	 Person	 handelt	 und	 auf	 deren	Meinung,	wenn	möglich,	 Rücksicht	 nimmt.	





Mit	 der	 Selbstbestimmung	 auf	 behördlicher	 Ebene	 sind	 die	 verschiedenen	 Möglichkeiten	





Bei	 diesen	 Formen	 von	 Selbstbestimmung	handelt	 es	 sich	 um	eine	 Patientenverfügung	 oder	
einen	 Vorsorgeauftrag.	 Eine	 urteilsfähige	 Person	 bestimmt,	 wer	 sie	 im	 Falle	 einer	
Urteilsunfähigkeit	 in	 welchen	 Belangen	 vertritt.	 Je	 präziser	 der	 Vorsorgeauftrag	 oder	 die	





Wenn	 eine	 Urteilsunfähigkeit	 eintritt	 und	 die	 betroffene	 Person	 von	 keinen	 der	 oben	
genannten	Vorsorgeinstrumenten	Gebrauch	gemacht	hat,	muss	die	Person	trotzdem	vertreten	
werden.	 So	 haben	 Ehegatten	 oder	 Personen	 in	 eingetragener	 Partnerschaft	 das	
Vertretungsrecht,	wenn	die	Gattin	 oder	 der	 Partner	 urteilsunfähig	wird.	Wenn	 jemand	nicht	




Mit	 der	 Fremdbestimmung	 mit	 Selbstbestimmungselementen	 sind	 die	 behördlichen	
Massnahmen	 gemeint,	 die	 beim	 Eintreten	 eines	 Schwächezustandes	 und	 der	 damit	
einhergehenden	 Schutzbedürftigkeit	 erlassen	 werden.	 Eine	 Beistandschaft	 wird	 aber	 erst	
errichtet,	 wenn	 das	 Wohl	 des	 Betroffenen	 durch	 andere	 Massnahmen	 nicht	 oder	 nicht	



















und	 Ressourcen	 der	 Klienten	 anzupassen.	 Um	 zu	 bestimmen,	 in	 welchen	 Bereichen	 den	
Klienten	 wie	 viel	 Selbstbestimmung	 überlassen	 werden	 kann,	 benötigt	 es	 eine	 fachliche	
Einschätzung	 und	 eine	 Risikobereitschaft	 der	 Beiständin.	 Dies	 ist	 nur	 möglich,	 wenn	 die	
Beiständin	 über	 den	 Schwächezustand	 und	 die	 Schutzbedürftigkeit	 ihres	 Klienten	 genau	
Bescheid	weiss.	Wenn	sie	dem	Klienten	mehr	Selbstbestimmung	lässt,	geht	sie	damit	auch	ein	
Risiko	 ein,	mit	 der	 Einschätzung	 falsch	 zu	 liegen.	 Die	 Folge	 könnte	 sein,	 dass	 sich	 der	 Klient	
selbst	 schadet,	 weil	 er	 damit	 zu	 diesem	 Zeitpunkt	 noch	 nicht	 bewusst	 umgehen	 konnte.	
Dennoch	sollten	Mandatsführende	ihre	Klienten	dabei	unterstützen,	selbstbestimmt	Aufgaben	






ist,	 die	 Massnahmen	 aber	 zugleich	 zu	 einer	 Einschränkung	 der	 Handlungsfähigkeit	 führen	
können.	Mandatsführende	arbeiten	täglich	im	Spannungsfeld	zwischen	Selbstbestimmung	der	
Klienten	 und	 dem	 Schutzauftrag	 der	 KESB.	 Seit	 der	 Revision	 des	 Kindes-	 und	











In	 folgendem	 Kapitel	wird	 die	 Sozialarbeit	 im	 Zwangskontext	 genauer	 betrachtet.	 Begonnen	







Nicht	 alle	 Menschen	 erleben	 Zwang	 gleich.	 Zwei	 Personen	 mit	 einer	 Einschränkung	 in	 den	
gleichen	 Bereichen	 können	 eine	 Handlungseinschränkung	 unterschiedlich	 wahrnehmen.	
HES-SO	Wallis	 Fachhochschule	Westschweiz	 Hochschule	für	Soziale	Arbeit	
HES-SO/Siders/Bachelor	16	SA/Perren	Fabienne/Bachelorarbeit/Beziehungsdreieck	Klient-Beiständin-KESB/13.09.2019	 10	





Definition	 von	 Zobrist	 und	 Kähler	 (2017,	 31):	 ,,Zwangskontexte	 sind	 strukturelle	
Rahmenbedingungen	 der	 Sozialen	 Arbeit,	 die	 zu	 eingeschränkten	 Handlungsspielräumen	 bei	
Klienten,	Fachkräften	und	Zuweisern	führen	und	durch	institutionelle	Sanktionsmöglichkeiten	





Definition	 von	Rosch	 (2012,	33):	 ,,Zwang	 im	Kontext	 Sozialer	Arbeit	meint	 folglich	durch	das	
Berufsverständnis	und	die	Berufsethik	legitimiertes	Handeln	gegen	den	Willen	der	Klientin	bzw.	
des	Klienten.	Dieses	Handeln	zielt	auf	die	Verminderung	bzw.	Behebung	der	Problemlage	der	
Klientin	 bzw.	 des	 Klienten	 ab	 unter	 Abwägung	 des	 Verhältnisses	 von	 Selbstbestimmung	 und	
Zwang	 im	Einzelfall.	Damit	beginnt	nach	der	hier	 vertretenen	Auffassung	der	Zwangskontext	
dort,	 wo	 Zwang	 als	 Instrument	 im	 Einzelfall	 mittels	 der	 Berufsethik	 und	 des	
Berufsverständnisses	legitimiert	wird.’’		
	
Definition	von	Kaminsky	 (2015,	6):	 ,,Unter	Zwangskontexten	Sozialer	Arbeit	 sind	Kontexte	 zu	
verstehen,	 in	 denen	 konkrete	 Einzelne	 (von	 Dritten)	 dazu	 genötigt	 werden,	 bestimmte	
Lebensumstände	 zu	 erdulden	 und/oder	 bestimmte	 Handlungen	 zu	 vollziehen	 bzw.	 zu	













• Klienten,	 die	 sich	 aufgrund	 von	 Einflüssen	 von	 Angehörigen,	 Freunden	 oder	 des	
Netzwerkes	bei	Beratungsstellen	melden,	








oder	 gezwungenermassen	 in	 Anspruch	 nehmen	 (Kaminsky	 2015,	 6).	 Manche	 Klienten,	 die	
scheinbar	 ,,freiwillig’’	 Kontakt	 mit	 einer	 Fachstelle	 aufnehmen,	 werden	 durch	 Angehörigen	
oder	 Professionelle	 stark	 unter	Druck	 gesetzt.	Oft	 reicht	 dieser	Druck	 bereits	 aus,	 damit	 die	
Betroffenen	 Hilfe	 suchen.	 Somit	 müssen	 nicht	 immer	 rechtliche	 Verordnungen	 gesprochen	
werden	(Zobrist	und	Kähler	2017,	21f.).		
	















in	 kleinen	 Handlungen	 des	 täglichen	 Lebens.	 Bei	 diesem	 Zwangsbegriff	 besteht	 ein	
Eigeninteresse	und	es	 kann	 frei	 gewählt	werden,	 sich	dem	Zwang	 zu	unterwerfen.	Während	
die	Definition	von	Lindenberg	und	Lutz	auf	den	Alltag	bezogen	ist,	bezieht	sich	Kaminsky	(2015,	
7)	auf	das	sozialarbeiterische	Setting.	Nach	Kaminskys	Verständnis	besteht	Zwang	im	weiteren	




Eine	 Einschränkung	 wird	 erst	 zum	 Zwang,	 wenn	 diese	 als	 solcher	 wahrgenommen	 und	
bewertet	 wird.	 Sobald	 die	 Autonomie	 der	 Klienten	 eingeschränkt	 und	 dies	 auch	 als	
Einschränkung	wahrgenommen	wird,	reagieren	diese	darauf.	Sie	entwickeln	Strategien,	um	die	




Eine	 andere	 Möglichkeit	 dem	 drohenden	 Autonomieverlust	 entgegenzuwirken	 kann	 die	
strategische	Selbstpräsentation	sein.	Diese	Klienten	wollen	sich	bei	den	Professionellen	beliebt	






Der	 Widerstand	 der	 Klienten	 äussert	 sich	 oftmals	 gegenüber	 den	 Professionellen	 mit	
Verweigerung,	Drohungen	und	Gewalt,	andererseits	mit	überangepasstem	Verhalten	oder	mit	
dem	 Abstreiten	 von	 Gegebenheiten	 (Zobrist	 2012,	 6).	 Zobrist	 und	 Kähler	 (2017,	 99,	 Tab.	 7)	







































vor	 einem	 drohenden	 Autonomieverlust.	 Widerstand	 kann	 auch	 ein	 Versuch	 sein,	 die	
Selbstachtung	 aufrecht	 zu	 erhalten	 und	 sich	 vor	 weiteren	 Enttäuschungen	 zu	 schützen.	 Das	





zwischen	 Klient	 und	 Sozialarbeiter	 entsteht.	 Zwang	 und	Druck	 sind	 jedoch	 keine	Methoden,	
um	mit	Klienten	zu	arbeiten.	Es	braucht	spezielle	Methoden,	um	das	durch	Zwang	geschaffene	
Arbeitsverhältnis	 konstruktiv	 zu	 nutzen	 und	 positive	 Ergebnisse	 zu	 erzielen.	 Der	 Druck,	 den	
bereits	 die	 Behörden	 auf	 die	 Klienten	 ausüben,	 sollte	 von	 den	 Sozialarbeitenden	 nicht	
weitergeführt	werden.	Denn	Conen	und	Cecchin	(2016,	88)	sind	der	Überzeugung,	dass	es	zu	
zunehmendem	Widerstand	seitens	der	Klienten	kommt,	wenn	Professionelle	als	Massnahme	
Druck	und	Zwang	anwenden.	Anstatt	mit	Widerstand	 zu	 reagieren,	 sollten	 sie	 versuchen	die	
Gefühle,	Wahrnehmungen	und	Aussagen	der	Klienten	zu	reflektieren	(Rosch	2018,	Rz.	125).		
	
Die	 Arbeit	 mit	 Zwangsklienten	 hat	 nicht	 eine	 Vertrauensbasis	 als	 Grundlage,	 sondern	
Widerstand.	Die	Klienten	 selber	 sehen	oftmals	 ihre	Probleme	nicht	ein	oder	wollen	 sie	nicht	
wahrhaben.	 Deshalb	 dürfen	 die	 Sozialarbeitenden	 nicht	 eine	 Problemeinsicht	 seitens	 der	
Klienten	erwarten	und	bereits	 zu	Beginn	an	der	Einhaltung	der	Bedingungen	appellieren.	Sie	
müssen	 viel	mehr	die	Hoffnung	wecken,	 dass	 eine	positive	Veränderung	möglich	 ist	 und	die	
Erfüllung	der	Bedingungen	zu	einem	positiven	Endergebnis	führen	(Conen	2012,	13).	Zirkuläre	
Fragen	 eignen	 sich	 hierzu	 gut,	 zum	 Beispiel:	 Was	 müsste	 die	 Behörde	 sehen,	 um	 die	
Massnahme	 aufzuheben?	 An	 den	 Sozialarbeitenden	 liegt	 es,	 die	 Ziele	 der	 Klienten	 mit	 den	
nötigen	 Verhaltensänderungen	 zu	 verbinden,	 damit	 die	Massnahme	 bestenfalls	 aufgehoben	
wird	(Widulle	2012,	133).	
	






Miteinbezug	des	Klienten	 sind	wichtig	um	eine	Vertrauensbasis	 zu	 schaffen	 (Stotz	2012,	15).	
Die	 Klienten	 denken,	 dass	 sie	 durch	 die	 aufgezwungene	Massnahme	 keinen	 Einfluss	 auf	 das	
Geschehen	haben.	Das	Aufzeigen	von	Handlungsspielräumen	kann	das	Hilflosigkeitsgefühl	der	






Im	 Berufskodex	 von	 AvenirSocial1	(2010,	 online)	 werden	 Richtlinien	 für	 das	 moralische	 und	
berufliche	 Handeln	 in	 der	 Sozialen	 Arbeit	 formuliert.	 Soziale	 Arbeit	 hat	 den	 Auftrag,	
„Menschen	 zu	 begleiten,	 zu	 betreuen	 oder	 zu	 schützen	 und	 ihre	 Entwicklung	 zu	 fördern,	 zu	
sichern	 oder	 zu	 stabilisieren“.	 Durch	 den	 Grundsatz	 der	 Selbstbestimmung	 werden	 die	
Sozialarbeitenden	 ermahnt,	 die	 Klienten	 eigene	 Entscheidungen	 treffen	 zu	 lassen.	 Der	
Grundsatz	der	Selbstbestimmung	steht	im	Widerspruch	zur	Sozialen	Arbeit	im	Zwangskontext.	










Sozialarbeitenden	 bei	 Konflikten	 zwischen	 dem	 ersten	 und	 dem	 zweiten	 Mandat.	 Dieses	





Handlungsmaximen	 bezüglich	 der	 eigenen	 Person	 im	 Berufskodex	 (AvenirSocial	 2010,	 11)	
stehen	folgende	Aussagen:	
• „Die	 Professionellen	 der	 Sozialen	 Arbeit	 gehen	 verantwortungsvoll	 mit	 dem	
Machtgefälle	zwischen	ihnen	und	ihren	Klientinnen	und	Klienten	um	und	sind	sich	der	
Grenzen	ihrer	eigenen	Kompetenz	bewusst.“		
• „Die	 Professionellen	 der	 Sozialen	 Arbeit	 sind	 sich	 ihrer	 Positionsmacht	 bewusst	 und	
gehen	damit	sorgfältig	um.“	
	
Durch	 das	 Machtgefälle	 sind	 die	 Klienten	 tiefer	 gestellt	 als	 die	 Beiständin.	 Dennoch	 ist	 es	













KESB	 zu	 verstehen	 und	 diese	 miteinander	 in	 Bezug	 zu	 setzen.	 Dasselbe	 hat	 Mey	 2008	 im	






ihre	 Kinder	 in	 ein	Heim	platziert	wurden.	 Sie	 haben	die	Massnahmen	 als	 sehr	 drastisch	 und	
entmündigend	erlebt	und	 fühlten	 sich	nicht	wahr-	 und	ernstgenommen.	Das	 Schlimmste	 für	





Eltern	 empfindlich	 reagierten,	 zogen	 sie	 sich	 zurück.	 Die	 Mandatsführenden	 nahmen	 die	





Eine	 der	 Strategien,	 die	 Mey	 (2008,	 159f.)	 beschrieben	 hat,	 um	 mit	 komplexen	 Fällen	
umzugehen,	ist	ein	Rückzug	seitens	der	Mandatsführenden.	Der	Rückzug	stellt	eine	dominante	





Von	 Seiten	 der	 Behörde	 wurde	 die	 Verantwortung	 über	 die	 Zukunft	 der	 Klienten	 und	 die	
eingeschränkte	Möglichkeit	 zur	Hilfe	 als	 schwierig	wahrgenommen.	Als	bereichernd	wird	ein	




Obwohl	 die	 Ergebnisse	 bereits	 fünf	 Jahre	 vor	 der	 Revision	 des	 Kindes-	 und	
Erwachsenenschutzrechts	 präsentiert	 wurden	 und	 die	 Thematik	 in	 den	 Kindesschutz	
eingebettet	 ist,	 können	 einige	 Aspekte	 auf	 den	 Erwachsenenschutz	 von	 heute	 übertragen	
werden.	 Das	 gegenseitige	 Rückzugsverhalten	wird	 zum	 Beispiel	 später	 in	 der	 Diskussion	 der	
Hypothese	2	nochmals	aufgegriffen.	Mey	(2008,	148)	hat	zu	Beginn	die	Ohnmacht	der	Eltern	
beschrieben,	 als	 die	 KESB	 eine	 Massnahme	 gegen	 deren	 Willen	 getroffen	 und	 die	 Kinder	




sondern	 auch	 die	 Eltern	 von	 der	Massnahme	 betroffen.	 Obwohl	 die	 Kinder	 die	 eigentlichen	
Klienten	sind,	nehmen	die	Eltern	eine	aktive	Rolle	ein,	da	sie	sorgeberechtig	sind.	Dadurch	wird	




In	 diesem	 Kapitel	 werden	 die	 Fragestellung	 und	 die	 daraus	 resultierenden	 Hypothesen	






Situation	 wahrgenommen	 wird,	 reagieren	 die	 Menschen	 unterschiedlich	 darauf.	 Dies	 trifft	




Wie	 wird	 dieselbe	 Situation	 von	 der	 KESB,	 der	 Beiständin	 und	 der	 betroffenen	 Person	
























des	 Themas	 drängte	 sich	 ein	 multiperspektiver	 Zugang	 auf,	 weshalb	 Interviews	 mit	 zwei	





2016,	 286-288).	 Daher	 eignet	 sich	 die	 Fallstudie	 besonders	 gut,	 um	 den	 ersten	 Teil	 der	




Da	 diese	 Bachelorarbeit	 vom	 Beziehungsdreieck	 Klient-Beiständin-KESB	 handelt,	 wurden	
Interviews	 mit	 allen	 Beteiligten	 geführt.	 Was	 die	 Kriterien	 bei	 der	 Suche	 nach	









Eine	 Beiständin	 konnte	 mir	 zwei	 Klienten	 vermitteln,	 die	 diesen	 Kriterien	 entsprachen.	
Nachdem	die	Klienten	ihr	Einverständnis	gaben,	schickte	sie	mir	die	Kontaktangaben,	damit	ich	
mit	 den	 Klienten	 das	 weitere	 Vorgehen	 besprechen	 konnte.	 Ich	 konnte	 zwei	 Männer	
interviewen,	 die	 37	 und	 45	 Jahre	 alt	 sind	 und	 beide	 von	 der	 Beiständin	 in	 Form	 einer	









ZGB	 fürsorgerisch	 untergebracht.	 Die	 Polizei	 überstellte	 ihn	 unmittelbar	 nach	 der	
Anhörung	 in	 eine	 psychiatrische	 Klinik.	 In	 dieser	 Zeit	 wechselte	 die	 Beiständin.	 Seit	
Sommer	 2018	 wird	 er	 nun	 von	 der	 jetzigen	 Beiständin	 in	 administrativen	 und	
finanziellen	 Belangen	 vertreten.	 Durch	 die	 fürsorgerische	Unterbringung	 (FU)	war	 er	
















eine	 neue	 Beiständin	 zu	 beantragen.	 Herr	 B	 wurde	 zu	 einem	 Gespräch	 in	 die	 KESB	







damit	 ein	 fallbezogenes	 Interview	 geführt	 werden	 konnte.	 Bei	 der	 Beiständin	 interessierte	
mich,	wie	sie	sowohl	 ihre	Situation	als	auch	die	der	Klienten	wahrgenommen	hat	und	 immer	




Um	 alle	 Beteiligten	 des	 Dreiecks	 Klient-Beiständin-KESB	 zu	 interviewen,	 führte	 ich	 noch	 ein	
letztes	Interview	mit	der	KESB.	Geplant	war,	dass	die	gleiche	KESB	für	beide	Klienten	zuständig	





Interview	 bereit.	 Da	 aufgrund	 des	 Datenschutzes	 kein	 fallbezogenes	 Interview	mit	 der	 KESB	
geführt	werden	konnte,	wurde	nach	dem	Reagieren	auf	bestimmte	Situationen	gefragt.	Durch	





aus	 drei	 Phasen	 besteht.	 Um	 das	 Interview	 zu	 beginnen,	 wird	 eine	 offene	 und	 dennoch	
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spezifische	 Eingangsfrage	 in	 Form	 einer	 Erzählaufforderung	 gestellt.	 Für	 meine	
Interviewpartner	 richtet	 sich	 die	 Eingangsfrage	 auf	 die	 Zeitspanne	 vom	 Eintreten	 der	
Schutzbedürftigkeit	 bis	 zum	 aktuellen	 Zeitpunkt.	 Die	 zweite	 Phase	 ist	 der	 narrative	
Nachfrageteil.	 Durch	 eine	 erneute	 Erzählaufforderung	 können	 nicht	 weitergeführte	 oder	
unklare	Zusammenhänge	nochmals	zum	Thema	gemacht	werden.	Zum	Schluss	werden	in	der		







Nach	 der	 Durchführung	 der	 Interviews	 wurden	 diese	 nach	 zuvor	 festgelegten	 Regeln	
transkribiert	(s.	Anhang).	Zur	Auswertung	der	Ergebnisse	wurde	die	qualitative	Inhaltsanalyse	
nach	 Mayring	 angewendet.	 Für	 jede	 Hypothese	 wurde	 ein	 eigener	 Codeplan	 mit	
Hauptkategorien	und	Unterkategorien	(Codes)	angefertigt.	Die	Kategorien	wurden	nach	einer	
induktiven	 Vorgehensweise	 im	 Hinblick	 auf	 die	 jeweilige	 Hypothese	 erstellt.	 Das	 heisst	 die	
Kategorien	wurden	anhand	des	vorliegenden	Materials	erarbeitet.	Die	relevanten	Textstellen	






Bezug	 zur	 jeweiligen	 Hypothese	 analysiert.	 Im	 Anschluss	 der	 Auswertung	 werden	 die	
Ergebnisse	 diskutiert.	 Aussagen	 der	 Interviewpartner,	 welche	 in	 der	 Arbeit	 zitiert	 werden,	






In	 den	 Klienteninterviews	 hat	 sich	 herausgestellt,	 dass	 die	Wahrnehmungen	 vor	 allem	 dann	
auseinander	gehen,	wenn	eine	schwierige	Situation	zu	Grunde	liegt.	Bei	Klient	A	war	dies	die	
Geschichte	von	der	Anhörung	der	KESB,	wo	er	mit	der	Polizei	per	FU	in	die	Psychiatrie	gebracht	
wurde	 und	 anschliessend	 ausserkantonal	 platziert	 werden	 sollte.	 Bei	 Klient	 B	 gehen	 die	
Erzählungen	 von	 ihm	und	der	Beiständin	beim	Kontaktabbruch	 vor	 fünf	 Jahren	auseinander.	
Da	 diese	 zwei	 Situationen	 in	 den	 Interviews	 am	 konflikthaftesten	 waren,	 werden	 diese	
beschrieben	 und	mit	 einigen	 Zitaten	 aus	 den	 Interviews	 untermauert.	 Da	mit	 der	 KESB	 kein	







weit	 voneinander	 abwichen,	 wurden	 beide	 Erzählungen	 in	 einem	 Situationsbeschrieb	
zusammengefasst.	Die	Abweichungen	werden	anschliessend	erläutert.		
	
Die	 Institution,	 in	 der	 Herr	 A	 platziert	 war,	 habe	 bei	 der	 KESB	 eine	 Gefährdungsmeldung,	
aufgrund	übermässigem	Alkoholkonsum	und	Nichteinhalten	der	Regeln	eingereicht.	Daraufhin	
habe	 die	 KESB	 von	 Herrn	 A	 ein	 Gutachten	 machen	 lassen	 und	 habe	 ihn	 danach	 zu	 einer	
Anhörung	eingeladen.	Direkt	nach	der	Anhörung	sei	er	mit	der	Polizei	per	FU	in	die	Psychiatrie	
eingewiesen	worden.	Zu	dieser	Zeit	fungierte	die	jetzige	Beiständin	nur	als	Vertretung.	Da	Herr	
















Herr	 A	 sieht	 ein,	 dass	 er	 sich	 durch	 den	 Alkoholkonsum	 selbstgefährdet	 hat.	 Die	
Fremdgefährdung	erwähnt	er	nicht.	

































er	 vielleicht	 auch	 einen	 eigenen	 Verdienst	 hat	 und	 sein	 Leben	 dann	 wirklich	 alleine	


















Die	 Beiständin	 kann	 nachvollziehen,	 dass	 ein	 FU	 für	 einen	 jungen	 Mann	 nicht	 einfach	 zu	
akzeptieren	ist.		








Die	 Präsidentin	 erzählte,	 dass	 die	 Äusserungen	 einer	 Person	während	 der	 Anhörung	 keinen	
grossen	Einfluss	auf	die	Entscheidung	haben.			
Wir	 haben	 den	 Abklärungsbericht	 und	 die	 persönliche	 Anhörung	 als	 Grundlage	 und	 danach	




„Wenn	 man	 das	 erste	 Mal	 mit	 der	 Person	 in	 Kontakt	 tritt	 und	 merkt,	 dass	 eine	 gewisse	

















Da	Herr	 A	 allen	 Fachpersonen	 erklärte,	 dass	 er	 in	 der	 neuen	 Institution	 genau	 gleich	weiter	
machen	würde,	hat	sich	die	Psychiatrie	von	der	Empfehlung	einer	Platzierung	zurückgezogen.		
„Er	hat	da	erklärt:	 ,Ich	mache	da	genau	gleich	dumm,	damit	 sie	mich	gehen	 lassen	müssen.’	
Mit	diesen	Worten	hat	er	es	gesagt.	(...)	Aber	weil	sich	danach	die	Psychiatrie	zurückgezogen	

















Der	 Erstkontakt	 fand	 in	 der	 Psychiatrie	 statt,	 als	 die	 Beiständin	Herrn	A	 besuchen	 ging.	 Von	
Anfang	 an	 hatte	 er	 volles	 Vertrauen	 zur	 Beiständin	 und	 sah	 sie	 als	 Unterstützung.	 In	 einer	
Beistandschaft	ist	ihm	wichtig,	dass	man	ehrlich	miteinander	ist	und	einander	entgegenkommt.	
Was	er	auch	mehrmals	erwähnt	hat,	 ist	dass	sie	 ihm	zuhört	und	 ihn	ernst	nimmt.	Wie	er	die	
Beiständin	beschreibt,	zeigen	die	folgenden	Zitate:		














er	 aber	 freiwillig	 in	 die	 Beistandschaft	 einwilligte,	 gab	 es	 keine	 Probleme.	 An	 den	 zweiten	


















„Sie	 hätten	 mir	 zwei	 Tage	 vorher	 sagen	 können:	 ,Hör	 zu,	 wir	 haben	 im	 Sinn	 dich	 in	 die	









Da	 der	 Kontaktabbruch	 von	Herrn	 B	 und	 der	 Beiständin	 unterschiedlich	 beschrieben	wurde,	












Es	 entstanden	 neue	 Schulden.	 Aus	 diesem	 Grund	 hat	 er	 wieder	mit	 der	 Beiständin	 Kontakt	
aufgenommen	und	hat	sich	entschuldigt.		
„Klar	 lässt	 man	 dann	 irgendwo	 den	 Frust	 raus,	 wenn	 du	 tagtäglich	 arbeiten	 gehst	 und	 es	





auch	perplex	war,	 als	 sich	Herr	B	plötzlich	bei	der	KESB	über	 sie	beschwerte.	 Sie	 suchte	das	
Gespräch	mit	Herrn	B,	konnte	ihn	aber	nicht	mehr	erreichen.	Deshalb	beschloss	die	Beiständin	




B	der	Druck	der	Banken	 so	 gross	 geworden	 sei	 und	er	 sich	deshalb	bei	 ihr	wieder	 gemeldet	
habe.		
„Die	Situation,	die	ich	dann	als	sehr	schwierig	empfunden	habe,	weil	sie	aus	heiterem	Himmel	
gekommen	 ist,	war	 als	 er	 sich	über	mich	bei	 der	 KESB	beschwert	 hat.	Dass	 es	mit	mir	 nicht	
geht,	dass	ich	nicht	professionell	arbeite.“	(S	707-710)	
	









Herr	 B	 sieht	 den	 Vorteil	 einer	 Beistandschaft	 darin,	 dass	 seine	 finanziellen	 Angelegenheiten	
von	der	 Beiständin	 geregelt	werden	und	 sie	 ihn	 stoppt,	wenn	 er	 zu	 viel	Geld	 ausgeben	will.	




alles	 seine	 Ordnung	 hat,	 da	 flippe	 ich	 fast	 aus.	 Es	 muss	 einfach	 alles	 gradlinig	 sein	 und	 so	
stimmt	es.	Das	ist	mein	grosser	Vorteil	von	einer	Beistandschaft.“	(B	442-445)	
	
Er	hat	 volles	Vertrauen	 in	die	Beiständin,	will	 aber	miteinbezogen	werden.	 Er	beschreibt	die	
Beiständin	wie	folgt:		
„Ich	meine,	 sie	 ist	 auch	menschlich	 gut.	 Ich	muss	 sagen,	 sie	 ist	 nicht	 eine	wo	 komplett	 auf	
























eine	 Zwangsmassnahme	 ausgesprochen.	 Die	 Autonomie	 des	 Klienten	 wurde	 eingeschränkt	
und	 seine	Handlungsfähigkeit	 in	 Frage	 gestellt.	Dies	 führte	 zur	 negativen	Wahrnehmung	der	
KESB.	Die	Verhaltensweisen,	die	bei	Herrn	A	zu	beobachten	waren,	wurden	von	Rosch	(2018,	
73)	 als	 normale	 Reaktion	 auf	 eine	 abnormale	 Situation	 beschrieben.	 Die	 KESB	 hat	 ihn	 vor	
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vollendete	 Tatsachen	 gestellt	 und	 mittels	 Polizei	 per	 FU	 stationiert.	 In	 der	 Studie	 von	Mey	
(2008,	 148)	 in	 Kapitel	 3.2	 wird	 erwähnt,	 dass	 Zwangsmassnahmen	 von	 den	 Betroffenen	 als	
sehr	 drastisch	 erlebt	 werden.	 Entscheidungen	 gegen	 den	Willen	 der	 betroffenen	 Person	 zu	





etwas	 daran	 zu	 ändern	 und	 war	 der	 Behörde	 machtlos	 ausgeliefert.	 Die	 Tatsache,	 dass	 er	






ihn	 bis	 dahin	 keinen	 Grund	 gab,	 die	 KESB	 negativ	 wahrzunehmen.	 Wie	 bereits	 festgestellt	
werden	 konnte,	 ist	 die	 Wahrnehmung	 einer	 Fachperson	 oftmals	 an	 ein	 Zwangselement	





In	 Kapitel	 3.2	 wurde	 das	 Spannungsfeld	 der	 Sozialen	 Arbeit	 beschrieben.	 Es	 wurde	 die	
Doppelrolle	 der	 Beiständin	 angesprochen.	 Die	 Beiständin	 fungiert	 bei	 Herrn	 A	 nicht	 nur	 als	
Unterstützung,	sondern	muss	auch	den	Schutzauftrag	der	KESB	erfüllen.	Seit	dem	Austritt	aus	
der	Psychiatrie	liess	man	Herrn	A	so	leben,	wie	er	es	wollte.	Herr	A	ist	mit	der	Beistandschaft	
zufrieden	 und	 fühlt	 sich	 nirgends	 eingeschränkt.	 Durch	 den	 Schutzauftrag	 der	 KESB	 ist	 die	
Beiständin	dafür	verantwortlich,	Herrn	A	in	ein	geregeltes	Leben	zurückzuführen.	Herr	A	ist	der	
Meinung,	dass	er	seinen	Alltag	alleine	gestalten	kann.	Möglicherweise	wird	es	zu	Uneinigkeiten	
zwischen	 Herrn	 A	 und	 der	 Beiständin	 kommen,	 wenn	 sie	 ihn	 in	 eine	 Tagesbeschäftigung	
integrieren	 möchte.	 Die	 Konflikte,	 die	 dadurch	 entstehen	 könnten,	 stünden	 somit	 im	




Die	 Erzählungen	 von	Herrn	 A	 und	 der	 Beiständin	 stimmen	 in	 den	meisten	 Punkten	 überein.	
Dennoch	 gibt	 es	 kleine	 Abweichungen	 betreffend	 der	 selbständigen	 Lebensführung	 und	 der	
Selbst-	 und	 Fremdgefährdung.	 Herr	 A	 findet,	 dass	 er	 ohne	 Unterstützung	 seinen	 Alltag	
bewältigen	kann.	Momentan	bezeichnet	er	die	Beistandschaft	noch	als	Entlastung,	kann	sich	
aber	gut	vorstellen,	diese	nicht	mehr	zu	benötigen,	sobald	seine	finanziellen	Angelegenheiten	
geregelt	 sind.	 Bei	 der	 Selbstgefährdung	 spricht	 er	 an,	 dass	 er	 damals	 übermässig	 Alkohol	
konsumierte	 und	 sich	 dadurch	 gefährdet	 hat.	 Nun	 habe	 er	 den	 Konsum	 im	 Griff.	 Dass	 er	
andere	 auch	 gefährdet	 hat,	 erwähnt	 er	 nicht.	 Bei	 den	 Abweichungen	wird	 die	 Strategie	 der	
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Selbstpräsentation	 deutlich	 (vgl.	 Hypothese	 2).	 Herr	 A	 versucht	 sich	 als	 handlungsfähigen	
Akteur	zu	präsentieren,	indem	er	seine	Selbständigkeit	hervorhebt.		
	
Deutlich	 weiter	 auseinander	 gehen	 die	 Situationsbeschreibungen	 von	 Herrn	 B	 und	 der	
Beiständin	 über	 die	 Gründe	 des	 Kontaktabbruchs.	 In	 Kapitel	 3.1.3	 wurden	 verschiedene	






Kapitel	 3.1.3	 Ausdruck	 von	 Schuld-	 und	 Schamgefühlen	 sein	 und	 der	 Versuch,	 die	 eigene	
Selbstachtung	aufrecht	zu	erhalten.	Im	Moment,	in	dem	er	sich	hoch	verschuldet	hatte,	wird	er	
sich	vermutlich	vor	der	Beiständin	geschämt	haben.	Um	dieses	Schamgefühl	zu	mindern,	hat	er	
einige	 Aspekte	 mehr	 gewichtet	 als	 die	 anderen.	 Der	 Ausweg,	 die	 Beiständin	 zu	 wechseln,	





das	 Zwangselement	 geknüpft.	Wie	eine	 Situation	wahrgenommen	wird,	wird	 allerdings	 auch	
noch	 von	 anderen	 Faktoren	 beeinflusst.	 In	 der	 Situation	 von	 Herrn	 A	 war	 eindeutig	 der	
drohende	 Autonomieverlust	 durch	 eine	 Zwangsmassnahme	 der	 KESB	 der	 Auslöser	 für	 sein	
Verhalten.	In	der	Situation	von	Herrn	B	war	aber	nicht	Zwang	der	Auslöser,	sondern	womöglich	
Schuld-	 und	 Schamgefühle.	 Er	 hat	 die	 Kontrolle	 über	 seine	 Situation	 verloren,	 als	 er	wieder	
angefangen	 hat	 Schulden	 anzuhäufen.	 Ein	 Grund	 für	 die	 unterschiedlichen	
Situationswahrnehmungen	 könnte	 auf	 einen	 Versuch	 von	 Selbstschutz	 des	 Klienten	








Die	 Interviews	 mit	 den	 Klienten,	 der	 Beiständin	 und	 der	 KESB-Präsidentin	 wurden	 auf	
Strategien	 hin	 ausgewertet,	 die	 darauf	 abzielen,	 sich	 als	 handlungsfähigen	 Akteur	 zu	




















Psychiatrie	 tragbar	 ist.	Und	 letztendlich	haben	 sie	den	FU	aufheben	müssen	 (...).“	 (A	
82-84)	
	
Auch	 Herr	 B	 merkte,	 dass	 er	 durch	 eigenes	 Handeln	 Prozesse	 in	 Gang	 setzen	 kann.	 Seine	
Auflehnung	 erfolgte	 nicht	 gegen	 die	Massnahme,	 sondern	 gegen	 die	 Beiständin.	 Er	 machte	









Herr	 A	 hat	 der	 KESB	 gedroht,	 sich	 an	 die	 Öffentlichkeit	 zu	 wenden	 und	 einen	 Anwalt	
eingeschaltet.		
Herr	A:		„Danach	habe	 ich	 einen	Anwalt	 eingeschaltet.	 Sie	wollten	 ausserkantonal	 platzieren.	
Dazu	ist	es	zum	Glück	nicht	gekommen.“	(A	30-32)	
	















Eine	 weitere	 Strategie	 von	 Herrn	 A,	 ist	 das	 Externalisieren	 von	 Problemen	 und	 Ursachen.	
Beispielsweise	 bagatellisiert	 Herr	 A	 seinen	 Alkoholkonsum,	 indem	 er	 das	 Problem	
verallgemeinert.		
Herr	A:		„Ja,	 es	war	 so,	 dass	 ich	 ein-,	 zweimal	 über	 zwei	 Promille	 getrunken	habe.	Und	dann	
haben	 sie	 das	 als	 Selbstgefährdung	 angesehen.	 Was	 ich	 einfach	 sagen	 muss,	 dann	
könnten	sie	viele	 Leute	einliefern,	weil	 zwei	P-,	das	 ist	 ja	nicht	ex-,	also	klar,	das	hat	
man	nicht	gerade	immer.“	(A	59-62)	
	

























„Sie	 schafften	 es	 nicht,	mich	 ausserkantonal	 zu	 platzieren,	mit	meinen	 Argumenten,	
die	ich	hatte.“	(A	295-296)	
	








Im	 Zusammenhang	 mit	 der	 Beiständin	 erwähnen	 beide	 Klienten,	 dass	 sie	 einige	
Angelegenheiten	 auch	 eigenständig	 erledigen	 könnten,	 die	 Beistandschaft	 aber	 eine	
Entlastung	sei.		
Herr	A:		„Also	ich	könnte	das	schon.	Aber	ich	habe	im	Moment	viele	andere	Sachen	zu	regeln,	
auch	dass	 ich	stabil	bleibe.	Da	bin	 ich	froh,	dass	 ich	so	eine	Beiständin	habe,	die	sich	
um	das	Finanzielle	kümmert.“	(A	180-182)	
	


















will,	 die	 freiwillige	 Beistandschaft.	 Aber	 es	 ist	 nicht	 so,	 dass	 du	 unter	 Druck	 eine	
Beistandschaft	 bekommst.	 Also	 ich	 kann	 ja	 jederzeit	 sagen,	 dass	 ich	 das	 nicht	mehr	
will.“	(B	96-98)	
	
„Ja	 dann	 müsste	 man	 sich	 schon	 überlegen,	 ob	 man	 das,	 wenn	 es	 einem	 vielleicht	





drohenden	 Autonomieverlust	 zu	 behaupten.	 In	 Kapitel	 3.1.3	 wurden	 die	 Auswirkungen	 von	





• Um	seine	Unzufriedenheit	 in	der	 Institution	und	 in	der	Psychiatrie	auszudrücken,	hat	
Herr	A	gegen	die	Regeln	übermässig	Alkohol	konsumiert.	Er	beschrieb	sein	Verhalten	
selbst	als	rebellisch	und	trotzig.		
• Um	sich	 gegen	die	 KESB	und	die	 ausserkantonale	 Platzierung	 zu	wehren,	 hat	Herr	A	




• Um	 seine	 Schulden	 vor	 der	 Beiständin	 zu	 verbergen,	 brach	 Herr	 B	 den	 Kontakt	 ab	
ignorierte	alle	Kontaktversuche	ihrerseits.	
• Herr	B	hat	die	KESB	involviert,	um	sich	über	die	Beiständin	zu	beschweren.	Somit	hat	
er	 die	Beiständin	 in	 den	Vordergrund	 für	 die	 Probleme	gerückt	 und	 konnte	 von	 sich	
ablenken.	Zudem	hat	er	dadurch	ihre	Professionalität	in	Frage	gestellt.		
• Im	 Interview	 rückte	 Herr	 B	 die	 Schuldentilgung	 mit	 dem	 Geld	 der	 IV	 durch	 die	








gegen	 seinen	 Willen	 verordnet	 wurde.	 Es	 konnte	 ebenfalls	 festgestellt	 werden,	 dass	 beide	
Klienten	die	Vorteile	der	Beistandschaft	betonen,	jedoch	ohne	sich	hilfsbedürftig	darzustellen.	
Sie	 erwähnten	 immer	wieder,	 dass	 sie	 einige	Angelegenheiten	 selbst	 erledigen	 könnten,	 die	
Beistandschaft	 jedoch	 eine	 Entlastung	 sei.	 Indem	 sie	 sich	 als	 voll	 handlungsfähig	 darstellen,	
aber	 trotzdem	 die	 Vorteile	 einer	 Beistandschaft	 hervorheben,	 zeigen	 sie,	 dass	 die	




Selber	 aktiv	 werden	 ist	 eine	 weitere	 Strategie,	 die	 bei	 beiden	 Klienten	 beobachtet	 werden	
konnte.	 Herr	 A	 lehnte	 sich	 immer	 wieder	 gegen	 Regeln	 der	 Institutionen	 oder	 gegen	
Massnahmen	 der	 KESB	 auf.	 Durch	 sein	 selbstbestimmtes	 Auftreten	 und	 seine	 aktiven	
Handlungen	 konnte	 er	 sich	 gegen	 die	 KESB	 wehren.	 Herr	 A	 setzte	 den	 Alkoholkonsum	 als	
Mittel	 ein,	 um	 sich	 den	 Regeln	 zu	 widersetzen	 und	 somit	 die	 Handlungen	 anderer	 zu	










Beide	 Klienten	 wendeten	 verschiedene	 Strategien	 an,	 um	 sich	 gegen	 den	 drohenden	
Autonomieverlust	zu	behaupten.	Die	Hypothese	kann	in	dem	Sinn	verifiziert	werden.	Was	alle	
Strategien	 gemeinsam	 haben,	 ist	 die	 Selbstpräsentation.	 Diese	 scheint	 gegenüber	 Dritten	
wichtig	 zu	 sein,	 um	 sich	 als	 handlungsfähige	 Person	 zu	 behaupten.	 Indem	 sie	 ihre	 eigene	
Geschichte	erzählen	können,	können	sie	aktiv	Einfluss	darauf	nehmen,	was	sie	dem	Gegenüber	

























Was	 der	 Beiständin	 in	 der	 Führung	 einer	 Beistandschaft	 sehr	 wichtig	 ist,	 ist	 die	
Selbstbestimmung	 der	 Klienten	 bestmöglich	 zu	 wahren	 und	 sie	 in	 ihrer	 Selbständigkeit	 zu	
unterstützen.	 Letzteres	 fördert	 sie,	 indem	 sie	 die	 Klienten	 nur	 dort	 unterstützt,	wo	 sie	 auch	
Unterstützung	benötigen.	 In	anderen	Angelegenheiten	 sieht	 sie	 sich	als	Ansprechperson	und	
gibt	 lediglich	 Anleitung.	 Sie	 reagiert	 jedoch	 sofort,	 wenn	 sie	 sieht,	 dass	 eine	 Überforderung	









die	 Klienten	 sich	 zuerst	 kennenlernen	 und	 eine	 Basis	 entwickeln	 müssen,	 bevor	 man	







Wenn	 es	 in	 der	 Zusammenarbeit	 aufgrund	 unterschiedlicher	 Ansichten	 zu	 Unstimmigkeiten	
kommt,	lädt	sie	die	Klienten	auf	ein	persönliches	Gespräch	ein	um	diese	zu	klären.	
	„Mir	 ist	wichtig,	dass	 ich	die	Klienten	reden	lasse.	(...)	 Ich	probiere	so	gut	als	möglich	darauf	




sie	 mit	 Gesprächen	 bestmöglich	 darauf	 vorzubereiten	 und	 das	 Gute	 herauszuheben.	 Sie	
versucht	mit	den	Klienten	Kompromisse	zu	finden.	
„Dass	 man	 auf	 ihn	 eingehen	 kann,	 so	 dass	 es	 auch	 für	 ihn	 stimmt.	Wenn	 es	 jetzt	 zu	 einer	
Platzierung	gekommen	wäre,	hätte	man	auch	schauen	können,	wie	es	abläuft	oder	was	mein	


















Wenn	 die	 Klienten	 die	 Zusammenarbeit	 mit	 der	 Beiständin	 verweigern,	 zeigt	 sie	 ihnen	
verschiedene	Möglichkeiten	auf.		











vorhanden	 sein	 muss,	 damit	 sie	 mit	 ihnen	 arbeiten	 könne.	 Sie	 beschrieb	 Fälle,	 bei	 denen	
Klienten	 alles	 verweigerten.	 Bei	 totaler	 Verweigerung	 ist	 die	 Beiständin	 wie	 auch	 die	 KESB	
machtlos.		














Die	 Beiständin	 beschreibt	 ein	 Rückzugsverhalten,	 welches	 sie	 bei	 sich	 mit	 unkooperativen	
Klienten	beobachten	kann.	Sie	nimmt	eine	Haltung	ein,	dass	sie	da	ist,	wenn	etwas	ist.	Sie	ist	
sich	 aber	 bewusst,	 dass	 zu	 dem	 Zeitpunkt	 die	 Klienten	 wahrscheinlich	 auch	 nicht	 auf	 sie	
zukommen	werden,	da	das	Vertrauen	in	die	Beiständin	fehlt.		








Methoden	 zur	 Zusammenarbeit	 mit	 Pflichtklienten	 beschrieben.	 Die	meisten	 beschriebenen	
Methoden	hat	die	Beiständin	im	Interview	erwähnt:	
• Ihr	 ist	wichtig,	 die	Klienten	 in	 ihren	Anliegen	bestmöglich	 zu	unterstützen.	 Sie	 sollen	
sich	ernstgenommen	fühlen.		
• Damit	 die	 Klienten	 Vertrauen	 fassen	 können,	 klärt	 sie	 zu	 Beginn	 ihre	 Rolle	 und	




• Sie	wendet	 zirkuläre	Fragen	an,	 indem	sie	 fragt,	was	die	Behörde	 sehen	müsste,	um	
die	Massnahme	aufzuheben.		





Die	 Kooperation	 der	 Klienten	 zu	 erreichen	 könnte	 bereits	 als	 eigene	 Strategie	 angesehen	
werden.	 Aus	 der	 Hypothese	 1	 ging	 hervor,	 dass	 die	 Wahrnehmung	 ans	 Zwangselement	
geknüpft	 ist.	 Um	 eine	 Zusammenarbeit	 zu	 gewährleisten,	 sollte	 erreicht	 werden,	 dass	 die	
Klienten	 die	 Beistandschaft	 nicht	 als	 Zwang	 ansehen.	 Mit	 dem	 Mandat	 der	 KESB	 wird	 der	
Beiständin	Macht	übertragen	(vgl.	Kapitel	3.2).	 In	einer	Vertretungsbeistandschaft	hat	sie	die	
Befugnis	 ihre	 Klienten	 zu	 vertreten.	 Da	 das	 Ausspielen	 der	 Macht	 für	 die	 Zusammenarbeit	
kontraproduktiv	wäre,	 gilt	 es	 einen	 adäquaten	 Umgang	 zu	 finden	 und	 dies	 versucht	 sie	mit	
obengenannten	 Methoden.	 Trotzdem	 muss	 sie	 sich	 von	 Anfang	 an	 als	 starke	 Akteurin	
präsentieren.	 Beispielsweise	 schafft	 sie	 mit	 dem	 Offenlegen	 des	 Kontrollaspekts	 nicht	 nur	
Transparenz	gegenüber	den	Klienten,	sondern	verdeutlicht	auch	die	Zusammenarbeit	mit	der	





Conen	 (2012,	 14)	 ist	 der	 Meinung,	 dass	 Zwang	 und	 Druck	 keine	 Methoden	 sind,	 um	 mit	
Pflichtklienten	zu	arbeiten.	Auch	die	Beiständin	versucht,	den	Druck,	den	die	Behörden	auf	die	
Klienten	 ausüben,	 nicht	 weiterzuführen.	 Dennoch	 gibt	 es	 manchmal	 Situationen,	 in	 denen	
Grenzen	 aufgezeigt	 werden	 müssen.	 Wie	 sie	 sich	 in	 verschiedenen	 Situationen	 von	
Unstimmigkeit	und	Unzufriedenheit	verhält,	wird	hier	zusammengefasst.	
	
In	 Kapitel	 2.5.3	 wurde	 die	 fremdbestimmte	 Selbstbestimmung	 in	 der	 modernen	
Mandatsführung	 nach	 Rosch	 (2015,	 221)	 angesprochen.	 Das	 heisst	 die	 Beiständin	 kann	 bei	
jedem	 Klienten	 individuell	 beurteilen,	 wie	 viel	 Selbstbestimmung	 sie	 ihm	 innerhalb	 der	
Beistandschaft	 ermöglicht.	 Der	 Klient	 kann	 nur	 in	 dem	 von	 der	 Beiständin	 vorgegebenen	




Eine	 andere	 Methode	 ist	 den	 Klienten	 das	 Selbstverschulden	 aufzuzeigen.	 Wenn	 ein	 Klient	
beispielsweise	 über	 die	 Massnahmen	 der	 KESB	 verärgert	 ist,	 zeigt	 sie	 ihm	 das	


















Eine	 Variante	 ist	 das	 Aufzeigen	 von	 verschiedenen	Möglichkeiten	 der	 Zusammenarbeit	 und	
den	jeweils	daraus	resultierenden	Konsequenzen.	Damit	nimmt	sie	eine	überlegene	Rolle	ein.	
Eine	 weitere	 Strategie	 ist	 der	 Einbezug	 der	 KESB.	 Durch	 ihre	 Rolle	 als	 Beiständin	 ist	 sie	
legitimiert,	 sich	 jederzeit	 an	 die	 KESB	 zu	wenden.	 Je	 nach	 Verhalten	 der	 Klienten	 kann	 dies	
weitere	Konsequenzen	und	Einschränkungen	zur	Folge	haben.	Die	 letzte	Strategie	besteht	 im	
Rückzug.	 Wenn	 Klienten	 zu	 keinerlei	 Kooperation	 bereit	 sind	 und	 nur	 mit	 Ablehnung	
gegenüber	 reagieren,	 zieht	 sich	die	Beiständin	 zurück	und	 reduziert	die	Hilfestellung	auf	das	
Minimum.	 Sie	nimmt	eine	Haltung	ein,	 dass	 sie	da	 ist,	wenn	etwas	 ist.	 Sie	 lässt	die	Klienten	
Erfahrungen	 sammeln	 und	 wird	 erst	 wieder	 aktiv,	 wenn	 eine	 Gefährdung	 gemeldet	 wurde	
oder	 sich	der	Klient	 von	alleine	meldet.	Dieses	Rückzugsverhalten	wurde	bereits	 von	Mey	 in	






des	 Klienten	 zu	 treffen.	 Da	 dies	 für	 die	 Zusammenarbeit	 kontraproduktiv	 wäre,	 ist	 eine	
Strategie	die	Kooperation	der	Klienten	zu	gewinnen.	Wenn	sie	freiwillig	mitmachen,	muss	die	
Beiständin	ihre	Macht	nicht	nutzen,	um	ihr	Mandat	auszuüben.	In	einer	Beistandschaft	ist	sie	
die	 handlungsfähige	 Akteurin.	 Da	 die	 Zusammenarbeit	 gefährdet	 wäre,	 wenn	 sie	 die	Macht	
ausspielen	würde,	versucht	sie	ohne	Druck	und	Zwang	mit	den	Klienten	zusammenzuarbeiten.	




























Person	 im	Moment	 befindet.	Und	 dass	 die	 Person	 das	Gefühl	 hat,	 die	 Behörde	 geht	 auf	 sie	
ein.“	(K	347-350)	
	

















Die	 Präsidentin	 kann	 sich	 vorstellen,	 dass	 es	 für	 die	 Betroffenen	 schwierig	 ist,	 wenn	 die	
Anhörung	vor	der	Gesamtbehörde	stattfindet.	
„Ich	erlebe,	dass	das	manchmal	nicht	einfach	ist.	Wenn	so	viele	Leute	anwesend	sind,	versucht	
man	 deshalb,	 den	 Betroffenen	 nur	 die	 notwendigsten	 Informationen	 mitzuteilen	 und	 nicht	








„Uns	 ist	 natürlich	 das	 rechtliche	 Gehör	 auch	 wichtig.	 Dass	 man	 versucht	 auf	 die	 Personen	
einzugehen.	 Aber	 wenn	 der	 Aufklärungsbericht	 zeigt,	 dass	 es	 dringend	 notwendig	 ist	 eine	
Massnahme	einzusetzen,	dann	muss	man	diese		auch	umsetzen.“	(K	311-314)		
	
„Wenn	 der	Gutachter	 zum	 Schluss	 kommt,	 dass	 es	 die	 Zwangsmassnahme	 braucht,	 kann	 es	
sein,	(...)	dass	wir	das	als	Behörde	vorbesprechen	und	die	Person	danach	anhören.	Der	Person	





Es	 ist	 wichtig,	 sich	 vorzubereiten	 und	 so	 mögliche	 Gefahren	 zu	 erkennen	 und	 falls	 nötig	
Vorkehrungen	zu	treffen.	
„Man	muss	die	Person	mit	der	Meldung	konfrontieren	(...).	Den	Inhalt	der	Meldung	muss	man	
natürlich	 auch	 abschätzen,	 da	 könnte	 ein	 gewisses	Gefahrenpotential	 vorhanden	 sein.	 Dann	
muss	man	versuchen,	das	etwas	einzudämmen.“	(K	196-200)	
	
„Wenn	 man	 das	 erste	 Mal	 mit	 der	 Person	 in	 Kontakt	 tritt	 und	 merkt,	 dass	 eine	 gewisse	




das	 erzeugt	 gewissen	 Respekt.	 (...)	 Und	 dann	merken	wir,	 dass	 die	 Person	 ruhiger	wird.“	 (K	
182-186)	
	
Die	 Präsidentin	 erwähnt,	 dass	 die	 Mitglieder	 der	 KESB	 regelmässig	 Weiterbildungen	
absolvieren.	


















einer	 Massnahme	 aufzuzeigen	 und	 auf	 die	 Gefühle	 der	 Klienten	 einzugehen.	 Dies	 setzt	 die	
Präsidentin	 in	 ihren	 Anhörungen	 um,	 indem	 sie	 in	 ruhiger	 und	 dennoch	 deutlicher	 Sprache	
erklärt,	 aus	 welchen	 Gründen	 die	 Massnahme	 angezeigt	 ist.	 Mit	 gezielter	 Kommunikation	
versucht	 sie	 die	 Betroffenen	 von	 dieser	 zu	 überzeugen,	 so	 dass	 diese	 nicht	 als	 Zwang	
angesehen	wird.	Die	KESB	hat	schon	alleine	aufgrund	ihrer	Rolle	eine	Machtposition,	da	sie	die	
Kompetenz	 besitzt	 eine	Massnahme	 zu	 verfügen.	 Damit	 sich	 die	 Betroffenen	 besser	 darauf	
einlassen	können,	wendet	sie	die	obengenannten	Strategien	an.		
	
Bei	 einigen	 Situationen	 konnte	 festgestellt	 werden,	 dass	 sich	 die	 KESB	 als	 Akteurin	 zu	
behaupten	versucht.	Dies	trifft	vor	allem	bei	Auflehnung	der	Klienten	zu.	Um	die	Strategien	zu	
verdeutlichen,	werden	diese	mit	Hilfe	des	Falls	von	Herrn	A	aufgezeigt.	Bei	Herrn	A	war	der	FU	
bereits	 vor	 der	 Anhörung	 beschlossen	 worden.	 Dies	 zeigt	 sich	 auch	 darin,	 dass	 die	 Polizei	
bereits	 vor	 Ort	 war,	 um	 Herrn	 A	 in	 die	 Psychiatrie	 zu	 begleiten.	 Weil	 die	 KESB	 ihm	 keine	
Handlungsspielräume	gelassen	und	ihn	vor	vollendete	Tatsachen	gestellt	hat,	nahm	Herr	A	das	
Handeln	der	KESB	„ohne	Menschlichkeit,	ohne	Nächstenliebe,	ohne	Barmherzigkeit“	wahr.	Die	
Präsidentin	 formulierte	 im	 Interview	 das	 Anliegen,	 dass	 die	 Betroffenen	 das	 Gefühl	 haben	
sollen,	 dass	 die	 Behörde	 auf	 sie	 eingeht.	 Paradox	 ist	 dies	 jedoch,	 wenn	 die	 KESB	
Entscheidungen	 bereits	 vor	 der	 Anhörung	 trifft	 und	 die	 Äusserungen	 der	 Betroffenen	wenig	











Die	Präsidentin	hat	 erwähnt,	 dass	 sie	die	Polizei	 bei	Anhörungen	anfordert,	wenn	der	Klient	
aggressiv	 wirkt	 oder	 davon	 ausgegangen	 werden	 kann,	 dass	 der	 Entscheid	 auf	 starken	
Widerstand	 stösst.	 Gemäss	 der	 Präsidentin	 flösse	 die	 Polizeipräsenz	 Respekt	 ein,	 was	 zur	

































Wie	 wird	 dieselbe	 Situation	 von	 der	 KESB,	 der	 Beiständin	 und	 der	 betroffenen	 Person	





Reaktion	 des	 Gegenübers.	 Verdeutlicht	 werden	 kann	 dies	 am	 Beispiel	 von	 Herrn	 A	 und	 der	
KESB.	Durch	sein	selbstsicheres	und	selbstbestimmtes	Auftreten	während	der	Anhörung	wirkte	
Herr	A	auf	die	KESB	bedrohlich.	Um	Autorität	auszustrahlen,	forderte	sie	die	Polizei	an.	Herr	A	
fühlte	 sich	 in	 der	 Anhörung	 nicht	 ernstgenommen	 und	 übergangen.	 Als	 er	 dann	 von	 sechs	
Polizisten	 in	 die	 Psychiatrie	 begleitet	 wurde,	 fühlte	 er	 sich	 zusätzlich	 ohnmächtig.	 Das	
Auftreten	 der	 KESB	 während	 der	 Anhörung	 führte	 bei	 Herrn	 A	 zu	 einer	 negativen	




Ein	 weiterer	 Faktor	 besteht	 darin,	 dass	 das	Wahrnehmen	 einer	 Situation	 auch	 stark	 an	 das	





hat	 die	 Zusammenarbeit	mit	 der	 Beiständin	 bislang	meistens	 gut	 geklappt.	 Dies	 könnte	 sich	
allerdings	 ändern,	 wenn	 die	 Beiständin	 etwas	 gegen	 deren	 Willem	 umsetzen	 müsste.	 Die	
Wahrnehmung	 einer	 Situation	 kann	 zudem	 an	 Druck,	 Schuld-	 und	 Schamgefühle	 gebunden	
sein,	wie	bei	Herrn	B.		
Obwohl	verschiedene	Faktoren	die	Wahrnehmung	einer	Situation	beeinflussen	können,	kann	
gesagt	werden,	dass	eine	Situation	 jeweils	 von	einer	Person	 so	gedeutet	wird,	dass	es	 sie	 in	


















als	 auch	 die	 KESB,	 trotz	 ihrer	 Position,	machtlos	 sind.	 Um	mit	 Klienten	 arbeiten	 zu	 können,	
muss	gemäss	der	Beiständin	ein	Minimum	an	Kooperation	seitens	der	Klienten	vorhanden	sein.	
Denn	 wenn	 ein	 Klient	 sich	 gegen	 jede	 Massnahme	 stark	 wehrt,	 würde	 es	 keinen	 Erfolg	
versprechen,	eine	Zusammenarbeit	zu	erzwingen.	Diesbezüglich	sind	sich	KESB	und	Beiständin	






einer	 Beistandschaft.	 Die	 Nachteile	 wusste	 er	 immer	 mit	 seiner	 Schutzbedürftigkeit	 in	











sondern	 alle	 Bereiche	 in	 der	 Sozialen	 Arbeit.	 Wo	mit	 Menschen	 zusammengearbeitet	 wird,	
kann	 davon	 ausgegangen	 werden,	 dass	 eine	 Situation	 unterschiedlich	 gedeutet	 wird.	 Sich	
dessen	 bewusst	 zu	 sein,	 ist	 grundlegend	 für	 die	 Tätigkeit	 als	 Sozialarbeitende.	 Diese	
Bachelorarbeit	 hat	 aufgezeigt,	 dass	 je	 nachdem	 wie	 eine	 Situation	 gedeutet	 wird,	 anders	
darauf	reagiert	wird.	Die	Reaktionen	haben	meistens	eine	Gegenreaktion	des	Gegenübers	zur	
Folge.	 Dies	 konnte	 bei	 Herrn	 A	 und	 der	 KESB	 beobachtet	 werden,	 wo	 Herr	 A	 seine	




Um	 zu	 erreichen,	 dass	 sich	 Klienten	 ernstgenommen	 fühlen,	 sollten	 die	 Sozialarbeitenden	
nicht	nur	strikt	den	Auftrag	der	KESB	erfüllen,	sondern	auch	auf	die	Gefühle	und	Bedürfnisse	
der	Klienten	eingehen.	Die	 Interviews	mit	den	Klienten	haben	gezeigt,	dass	beide	das	offene	
Ohr	 der	 Beiständin	 schätzten.	 Beide	 Klienten	 haben	 mehrheitlich	 beschrieben,	 wie	 die	
Beiständin	als	Mensch	ist	und	weniger,	wie	sie	ihre	Rolle	als	Beiständin	ausübt.	Das	zeigt,	wie	
wichtig	 das	 Zwischenmenschliche	 ist.	 Aus	 diesem	 Grund	 sollten	 die	 Professionellen	 der	




bewusst	 umgehen.	 Das	 heisst,	 mit	 den	 Klienten	 zu	 arbeiten	 ist	 effizienter	 als	 gegen	 die	
Klienten	zu	arbeiten.	Um	die	Kooperation	der	Klienten	zu	gewinnen,	 sollte	Druck	seitens	der	
Sozialarbeitenden	vermieden	werden.	Die	Forschungsergebnisse	haben	gezeigt,	dass	Klienten	
bei	 Druck	 und	 Zwang	 verschiedenste	 Strategien	 anwenden	 um	 ihre	 Handlungsfähigkeit	 zu	
behaupten.	 Bei	 zu	 viel	 Druck	 und	 Zwang	 können	 die	 Strategien	 auch	 Verweigerung	 und	







Die	 KESB	 und	 die	 Beiständin	 haben	 zwei	 unterschiedliche	 Rollen.	 Damit	 ein	 Arbeitsbündnis	
zwischen	Beiständin	und	Klient	zustande	kommen	kann,	braucht	es	von	Beginn	an	eine	klare	
Rollenteilung	 von	 Beiständin	 und	 KESB.	 Die	 KESB	 ist	 die	 Instanz,	 die	 für	 das	 Treffen	 der	
Entscheidungen	 zuständig	 ist,	 die	 teils	 drastische	 Einschnitte	 in	 das	 Leben	 der	 Personen	
darstellen.	Die	Beiständin	nimmt	die	ausführende	Rolle	ein.	Sich	klar	zu	distanzieren	von	der	
Instanz,	 welche	 den	 Entscheid	 fällt,	 ist	 für	 die	 Zusammenarbeit	 mit	 Klienten	 von	 enormer	
Wichtigkeit.	Die	Beiständin	kann	den	Aspekt,	dass	sie	nur	die	Aufträge	der	KESB	ausführt	und	





die	 Gefahr	 besteht,	 dass	 Sozialarbeitende	 entweder	 von	 der	 Sichtweise	 der	 KESB	 oder	 der	
Klienten	eingenommen	werden,	ist	es	wichtig	beide	Seiten	zu	kennen.	Ein	Austausch	zwischen	
Beiständin	und	KESB	ist	daher	zu	empfehlen.	Wenn	es	zu	Schwierigkeiten	zwischen	Klient	und	
Beiständin	 kommt,	 sollte	 nicht	 gezögert	 werden,	 die	 KESB	 in	 Kenntnis	 zu	 setzen.	Wenn	 die	
verschiedenen	 Strategien	 der	 Beiständin,	 um	 die	 Kooperation	 des	 Klienten	 zu	 gewinnen,	
erfolglos	 bleiben,	 kann	 ein	 Einbezug	 der	 KESB	 eine	 weitere	 Chance	 sein.	 Eine	 gute	
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Klienten:	 Kannst	 du	mir	 bitte	 erzählen,	wie	
du	zu		einer	Beistandschaft	gekommen	bist?	
	
Beiständin:	 	 Ich	 bitte	 Sie	 mir	 vom	 Fall	 von	
Herrn	A	zu	erzählen.	
	


























































































• Was	 bringt	 Ihrer	 Meinung	 nach	 eine	 Beistandschaft	 dem	 Klienten?	 Wo	 sehen	 Sie	 die	
Vorteile?	
• Gibt	es	auch	Nachteile?	









• Welche	 Erfahrungen	 haben	 Sie	 gemacht,	 wo	 etwas	 entschieden	 worden	 war,	 wo	 der	
Klient	überhaupt	nicht	einverstanden	war?	


















































• Bitte	 beschreiben	 Sie	 mir	 ausführlich	 das	 Vorgehen	 nach	 Erhalt	 einer	
Gefährdungsmeldung.	
• Bitte	beschreiben	Sie	mir	ausführlich	das	Vorgehen	bei	einer	FU.	
































• Welche	 Erfahrungen	 haben	 Sie	 gemacht,	 wo	 etwas	 entschieden	 worden	 war,	 wo	 der	
Klient	überhaupt	nicht	einverstanden	war?	
	
